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Unzulässige Kombination
BGH-Urteil | Die Kosten der Reparaturbestätigung sind nicht erstattungsfähig, wenn der Geschädigte eine  
fiktive Abrechnung gewählt hat. Eine Mischung aus fiktiver und konkreter Abrechnung ist nicht möglich.
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Einigkeit der Gerichte | Ob ein Unfallschaden wirklich repariert wird, spielt bei der fiktiven Abrechnung 

keine Rolle. Kosten für eine Reparaturbestätigung können dann aber nicht eingereicht werden

  Der Streit um die Erstattung  der Repara-

turbestätigung ist in die nächste Runde ge-

gangen. In Autoflotte 02/2014 hatten wir 

Hintergründe und Instanzenrechtsprechung 

darüber gegeben, ob der Versicherer die Kos-

ten der Reparaturbestätigung erstatten muss, 

die ein Unfallgeschädigter als zukünftigen 

Nachweis erstellen lässt. Große Brisanz hat 

die Frage die letzten Jahre durch die Beweis-

last des Geschädigten beim Folgeunfall 

durch die gespeicherten Daten im Hinweis- 

und Informationssystem (HIS) erhalten. 

Nun hat ein Urteil vom 24. Januar 2017 

des Bundesgerichtshofs (BGH) den jahrelan-

gen Streit auf den ersten Blick beendet, denn 

der VI. Zivilsenat des BGH hält die Reparatur-

bestätigung bei einer fiktiven Abrechnung 

für sich genommen als nicht erstattungs-

fähig (Az. VI ZR 146/16). 

Der Fall | Die klagende Geschädigte hat 

einen Unfall erlitten, bei dem ihr Fahrzeug 

beschädigt wurde. Sie rechnete den Unfall-

schaden fiktiv auf Gutachtenbasis ab, repa-

rierte das Fahrzeug aber günstiger. Um den 

Nachweis der ordnungsgemäßen Reparatur 

zu erbringen, holte sie eine Reparaturbestä-

tigung eines Sachverständigen ein, deren 

Kosten über 61,88 Euro der nunmehr beklag-

te Kfz-Haftpflichtversicherer nicht regulierte. 

Sowohl das Amts- als auch das Landgericht 

wiesen die Klage ab, sodass der BGH als Re-

visionsgericht darüber zu entscheiden hatte. 

Der Leitsatz des BGH: „Wählt der Geschädig-

te den Weg der fiktiven Schadensabrech-

nung, sind die im Rahmen einer tatsächlich 

erfolgten Reparatur angefallenen Kosten  

einer Reparaturbestätigung für sich genom-

men nicht ersatzfähig. Eine Kombination von 

fiktiver und konkreter Schadensabrechnung 

ist insoweit unzulässig.“

Begründung | Alle drei Instanzen sind der 

Ansicht, dass der Klägerin bei der von ihr ge-

wählten fiktiven Abrechnungsmethode kein 

Anspruch auf Erstattung der Kosten für die 

Erstellung der Reparaturbestätigung zuste-

he. Die Entscheidung der Klägerin, den Un-

fallschaden fiktiv abzurechnen, sei Ausfluss 

ihrer Dispositionsfreiheit. Wenn sie gleich-

wohl im Hinblick auf eine eventuelle spätere 

Veräußerung des Unfallwagens oder einen 

möglichen erneuten Unfall im selben Fahr-

zeugbereich einen Nachweis der ordnungs-

gemäßen Reparatur wünsche, müsse sie die-

sen Nachweis auf eigene Kosten einholen. 

„Bei den geltend gemachten Kosten für die 

Reparaturbestätigung des Sachverständigen 

handelt es (…) sich vielmehr um eine Positi-

on, die ursächlich auf der freien Entschei-

dung der Klägerin beruht, ihr Fahrzeug nicht 

in einem Fachbetrieb, sondern in Eigenregie 

reparieren zu lassen“. Auf die Motivation der 

Klägerin, für eine mögliche spätere Veräuße-

rung des Wagens oder einen eventuellen 

weiteren Unfallschaden an derselben Stelle 

den Nachweis einer ordnungsgemäß durch-

geführten Reparatur vorzuhalten, kommt es 

nach Ansicht des Senats nicht an. 

Hintertürchen offengelassen | Dies be-

deutet aber nicht, dass diese Kosten in Zu-

kunft per se nicht mehr zu erstatten sind. Der 

BGH hat nämlich ein Hintertürchen offenge-

lassen: „Etwas anderes könnte gelten, wenn 

die Reparaturbestätigung aus Rechtsgrün-

den zur Schadensabrechnung erforderlich 

gewesen wäre, etwa im Rahmen der Abrech-

nung eines zusätzlichen Nutzungsausfall-

schadens (…). Die Reparaturbescheinigung 

wäre (…) dann als Nachweis der tatsächli-

chen Gebrauchsentbehrung (…) erforder-

lich zur Rechtsverfolgung im Sinne des § 249 

Abs. 2 Satz 1 BGB. Entsprechendes kann im 

Fall der den Wiederbeschaffungsaufwand 

überschreitenden fiktiven Reparaturkosten 

für den Nachweis der verkehrssicheren (Teil-)

Reparatur des Unfallfahrzeugs und damit 

des tatsächlich bestehenden Integritätsinte-

resses des Geschädigten gelten.“ 

Neuer Zündstoff | Diese vom BGH bei-

spielhaft genannten Ausnahmen bieten 

nunmehr Zündstoff für weitere Streitigkei-

ten. Jedenfalls darf in diese Entscheidung 

des BGH nicht hineininterpretiert werden, 

dass eine Erstattungspflicht der Reparatur-

bestätigung ausscheidet. Entschieden wur-

de dies ausschließlich zu der Konstellation 

im Hinblick auf den Eintrag in die HIS-Datei. 
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